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Noch kein Wahlsieger
Juristischer Teilerfolg der Opposition in Tucumán
In Tucumán kam es in den vergangenen Wochen wiederholt zu Protesten gegen das Wahlergebnis. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) – In Tucumán wird vorerst noch kein offizieller Wahlsieger ausgerufen. Am Dienstag erteilte das Verwaltungsgericht der Provinz der Wahlkommission eine entsprechende Anordnung. Dies gilt so lange, bis über die anhängigen Klagen wegen möglichen Wahlbetrugs entschieden worden ist. Zudem ordnete das Gericht an, dass die Wahlurnen und Stimmzettel auch nach Abschluss der Nachzählung als Beweisstücke aufbewahrt werden.
Oppositionsführer José Cano hatte vor Gericht beantragt, die Wahlen vom 23. August wegen angeblicher Manipulation für ungültig zu erklären und einen neuen Urnengang einzuberufen. Die Situation muss bis zum 29. Oktober geklärt sein. Dann soll ein Nachfolger von Gouverneur José Alperovich ins Amt eingeführt werden.
Die Opposition hofft, dass die vorliegende Gerichtsentscheidung der erste Schritt dahin ist, die Wahlen insgesamt zu annulieren. Das Regierungslager hingegen kritisierte die Entscheidung. Marcelo Caponio, der Bevollmächtige der Peronistischen Partei (PJ) in Tucumán, sprach von einem „absurden Richterspruch“ und erklärte: „Das Urteil gefährdet die Neubesetzung der Ämter und das Funktionieren der Institutionen.“ Von den bislang überprüften 1300 Wahlurnen hätte man lediglich in acht Fällen die Ergebnisse der Erstzählung annulieren müssen. Caponio wies einmal mehr den Vorwurf einer systematischen Wahlfälschung zurück.
Die Auszählung am Wahlabend hatte einen relativ deutlichen Sieg für Juan Manzur, den Bewerber des Regierungslagers, ergeben. Er erhielt 14 Prozent der Stimmen mehr als Cano, der für das Bicentenario-Bündnis angetreten war. Schnell wurden aber Rufe laut, es sei bei dem Urnengang nicht mit rechten Dingen zugegangen. Es folgten Massenproteste und Ausschreitungen vor dem Regierungspalast sowie juristische Einwände gegen das Wahlergebnis.
Derweil ist fast die Hälfte aller Wahltische überprüft worden. Momentan führt zwar Cano mit fünf Prozentpunkten vor Manzur. Allerdings fehlen vor allem noch die Gebiete, in denen das Kirchner-Lager seine Hochburgen hat. Es kann von daher erwartet werden, dass Manzur wieder an Cano vorbeizieht.
Das vorliegende Urteil begünstigt die Opposition insoweit, als dass noch kein Wahlsieger proklamiert werden darf. Zurückgewiesen wurden indes Anträge, das Verfahren zur Ermittlung des amtlichen Endergebnisses aufzuheben. Die Opposition befürchtet, dass so Fakten geschaffen würden, die nicht mehr revidiert werden könnten.
Argentinien
Báez’ gibt Zahlungen an die Kirchners zu
Verdacht: Luftbuchungen als Dank für Bauaufträge
Das Hotel „Alto Calafate“ in El Calafate.
Buenos Aires (AT/mc) – Das Hotelgeschäft der Präsidentenfamilie Kirchner in El Calafate bleibt weiter Gegenstand dunkler Spekulationen. Vor wenigen Tagen befeuerten Erklärungen des Bauunternehmers Lázaro Báez gegenüber der Steuerbehörde AFIP den Korruptionsverdacht, der seit Längerem in regierungskritischen Zeitungen gegen Staatschefin Cristina Fernández de Kirchner bzw. ihren mittlerweile verstorbenen Mann und Amtsvorgänger Néstor Kirchner vorgetragen wird.
Wie die Zeitung „La Nación“ unter Berufung auf Kopien von Unterlagen der Steuerbehörde berichtete, habe Báez zugegeben, im Zeitraum zwischen 2008 und 2013 rund 6,2 Millionen US-Dollar an die Kirchner-eigene Firma „Hotesur“ überwiesen zu haben. Zu dieser gehört auch das Hotel „Alto Calafate“.
Wie die Zeitung schildert, habe Báez durch mehrere seiner Firmen während des erwähnten Zeitraums insgesamt 2300 Zimmer in dem Hotel gemietet. Der Verdacht, der sich daraus ableitet: Durch die Zahlungen habe sich Báez für die Zuschläge für öffentliche Bauvorhaben bei den Kirchners erkenntlich zeigen wollen. Mit anderen Worten: Die Hotelzimmerbuchungen seien nichts anderes als Bestechungsgelder gewesen.
Bereits drei Tage, nachdem die Kirchners im November 2008 das Hotel „Alto Calafate“ übernommen hatten, hätten sie mit Báez einen Vertrag geschlossen, in dem dieser die monatliche Zahlung von 80.000 US-Dollar plus Mehrwertsteuer an „Hotesur“ zugesichert habe, heißt es in dem Bericht. Es seien zwei weitere vertragliche Abmachungen gefolgt, bei denen es um ähnlich hohe Summen gegangen sei. Auf der anderen Seite habe Báez in den vergangen zehn Jahren den Zuschlag für öffentliche Bauten der Nationalregierung in Höhe von rund 8,8 Milliarden Pesos erhalten.
Am Wochenende griff auch die Zeitung „Clarín“ das Thema auf und berichtete, dass für das Hotel „Alto Calafate“ unzureichende Bilanzen bei der Steuerbehörde eingereicht worden seien. So seien bislang nur einmal, 2009, Geschäftsbilanzen an die AFIP übergeben worden. Die Schriftstücke seien aber von niemandem unterzeichnet worden, hieß es. Aus den Unterlagen gehe indes hervor, dass Néstor Kirchner im Jahr 2009 als damaliger Mehrheitsaktionär einen Kredit in Höhe von 4,6 Millionen Pesos von dem Hotelunternehmen erhalten habe. Diese Zahlen stimmten aber nicht mit denjenigen überein, die die Präsidentin bei ihrer eidesstattlichen Vermögenserklärung für das Jahr 2009 abgegeben habe, so die regierungskritische Zeitung.
Argentinien
Wirbel um den Kandidaten Niembro
Buenos Aires (AT/mc) - Nun hat auch das Oppositionsbündnis „Cambiemos“ (Lasst uns den Wandel herbeiführen) Ärger im Wahlkampf. Im Mittelpunkt steht Fernando Niembro, der in der Provinz Buenos Aires die Kandidatenliste der konservativen Wahlallianz für das nationale Abgeordnetenhaus anführt. Der Vorwurf gegen den bekannten Sportjournalisten in den Reihen von Mauricio Macris Pro-Partei lautet: Er habe gegenüber der Stadt Buenos Aires betrügerische Abrechnungen gemacht.
Konkret geht es um Aufträge für Niembros PR-Firma „La Usina Producciones“, die für die stadteigene „Banco de la Ciudad“ im Sportsender „Fox Sport“ Werbung platzieren sollte. Dafür soll sie rund 20 Millionen Pesos kassiert haben. Eine entsprechende Anzeige reichte Anwalt Antonio Liurgo ein. Im Lager von Präsidentschaftskandidat Macri sieht man Niembro indes als Opfer einer Schmutzkampagne, hinter der Präsidentschaftskandidat Daniel Scioli und Gouverneurskandidat Aníbal Fernández stünden.
„Niembro hat sich nichts zu schulden kommen lassen“, meinte Macri, der von daher auch nicht in Betracht zieht, seinem Schützling zur Rücknahme der Kandidatur zu raten. Und auch María Eugenia Vidal, die für „Cambiemos“ das Gouverneursamt in der Provinz gewinnen will, meinte: „Alles, was Niembro gemacht hat, war legal.“ Niembro selbst wurde am Montag vor Gericht vorstellig. Er sprach von Verleumdungen, denen er ausgesetzt sei.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Neuer Bürgermeister in Bariloche
Das Regierungslager hat bei den Bürgermeisterwahlen in Bariloche eine empfindliche Niederlage einstecken müssen. So unterlag die Kirchner-treue Amtsinhaberin María Eugenia Martini bei dem Urnengang am Sonntag ihrem Herausforderer Gustavo Gennuso, der für das Bündnis „Juntos Somos Río Negro“ (Gemeinsam sind wir Río Negro) angetreten war und als Gefolgsmann von Provinzgouverneur Alberto Weretilneck gilt. Während Martini lediglich 23,74 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen konnte, verbuchte Gennuso satte 47,17 Prozent. Das drittbeste Ergebnis erzielte Carlos Aristegui, der Kandidat des Bündnisses Cambiemos-Pro, mit 8,08 Prozent. „Wir sind angetreten, die Geschichte der Stadt zu verändern. Das werden wir ab Dezember tun“, kündigte Wahlsieger Gennuso an, der seinen Triumph gemeinsam mit Gouverneur Weretilneck feierte. Die unterlegene Martini räumte ihre Niederlage ein. Sie hob aber hervor, dass sie ihrem Amtsnachfolger die Stadt in geordnetem Zustand übergeben könne. Martini kam 2013 ins Amt, nachdem ihr Vorgänger Omar Goye nach den Unruhen und Plünderungen Ende 2012 durch den Stadtrat abgesetzt worden war.
Alicia K. tritt an
Alicia Kirchner ist offiziell als Kandidatin für die Gouverneurswahlen in Santa Cruz nominiert worden. Am vorigen Sonnabend wurde die Schwägerin von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner in das Wahlregister eingetragen. Kirchner, die bislang als nationale Sozialministerin fungierte, wird innerhalb der linksperonistischen „Siegesfront“ gegen den amtierenden Gouverneur Daniel Peralta antreten. Derjenige Kandidat, der innerhalb eines Bündnisses die meisten Stimmen für sich verbuchen kann, bekommt bei der Endabrechnung auch die Stimmen seines bündnisinternen Widersachers gutgeschrieben. Insgesamt gehen sieben Kandidaten ins Rennen. Neben den erwähnten Bewerbern werden auch Eduardo Costa von der Radikalen Bürger Union Chancen eingeräumt. Dieser misst sich innerhalb des Bündnisses „Unión para Vivir Mejor“ (Union für ein besseres Leben) mit Osvaldo Pérez, der von der Erneuerungsfront kommt. Zudem kandidieren noch die linksgerichteten Bewerber Juan Manuel Valentín (Linksfront), Gustavo Nauto (MAS) und Emilio Polliak (MST).
Jahrelang im Käfig gehalten
Ein Mann aus Mar del Plata soll seine Frau und seinen erwachsenen Sohn jahrelang in einem Käfig gehalten haben. Wie die Zeitung „La Capital“ am Sonntag berichtete, wurde der 66-jährige ehemalige Bauarbeiter nach einer Anzeige von Angehörigen verhaftet. Bei einer Hausdurchsuchung hatte die Polizei entdeckt, dass der 32-jährige Sohn und die 61-jährige Frau des Mannes in einem vergitterten Raum im Hinterhof ihrer Wohnung lebten. Die Frau und ihr Sohn wurden anscheinend von dem Mann mit Matetee und Hundefutter ernährt. Beide Opfer leiden nach Medienberichten an psychischen Störungen. Im Erdboden des Käfigs verscharrt fand die Polizei Fäkalien. Nach Angaben der Angehörigen wurde der Sohn von seinem Vater gezwungen, Benzindampf einzuatmen, um am Abend einzuschlafen. Die Anzeige wurde von zwei weiteren erwachsenen Kindern des Mannes erstattet, nachdem er seine Enkelkinder bedroht habe. Bis dahin hätten sie den Zustand verschwiegen, weil sie nach eigenen Angaben von dem gewalttätigen Vater eingeschüchtert worden seien. Der Angeklagte verweigerte zunächst die Aussage zu dem Fall. Dem Mann könnte wegen Sklaverei eine lebenslange Freiheitsstrafe drohen.
Vidal vorne
Die Gouverneurswahlen in der Provinz Buenos Aires versprechen, spannend zu werden. Vor wenigen Tagen veröffentlichte die Zeitung „Clarín“ eine Umfrage des Meinungsforschungsinstituts „Management & Fit“, nach der María Eugenia Vidal vorne liegt. Demnach erhielte die Kandidatin des Bündnisses „Cambiemos“ 32,2 Prozent der Stimmen. Ánibal Fernández, der favorisierte Kandidat des Regierungslagers, brächte es hingegen nur auf 28,1 Prozent. Das drittbeste Ergebnis erzielte Felipe Solá. Der einstige Gouverneur und heutige Bündnispartner von Sergio Massa wird mit 15,7 Prozent taxiert. Genauso groß ist indes der Anteil der Unentschlossenen. Weit abgeschlagen sind Néstor Pitrola (Linksfront, 3,2 Prozent) und Jaime Linares (Progressive, 2,3 %). Bei der Umfrage wurden repräsentativ 1500 Wahlberechtigte befragt. (AT/mc/dpa)
Meinung
Umstrittene Wahlzettel
Während der Wahlkampf für die allgemeinen Wahlen vom 25. Oktober seinen Weg mit Vorschlägen und Beschimpfungen nimmt, tauchte in Oppositionskreisen ein Bündel von Ideen auf, die den Wahlmodus, insbesondere die Wahlzettel, Spanisch „boletas“, betrifft, darunter auch der Wunsch, dass künftig Nation, Gliedstaaten und Gemeinden den gleichen Tag festlegen, also nicht die vorgezogenen diesjährigen Wahlen mehrerer Gliedstaaten und Gemeinden.
Es geht dabei hauptsächlich um die Wahlzettel. Der Diebstahl von Wahlzetteln aus der Wahlkabine, ist eine übliche Methode, die Wähler daran zu hindern, für andere Parteien und Kandidaten zu stimmen. Das nennt sich auf Spanisch „robo de boletas“.
Die einfachste Lösung dieses Problems ist die Ersetzung der bisherigen Wahlscheine für jede Partei durch einen einheitlichen Wahlzettel, Spanisch genannt „boleta única“. Darauf kann jeder Wähler seine Kandidaten ankreuzen. Da solche Wahlzettel vom Vorsitzenden des betreffenden Wahllokals dem Wähler per Hand übergeben werden würden, kann der gemeinsame Wahlzettel nicht gestohlen werden. Dieser Vorschlag wurde von dem zuständigen Beamten als zeitlich nicht machbar abgelehnt, obwohl er den Vorschlag als positiv beurteilte. Knapp zwei Wochen vor dem Wahltag ist eine derartigen Reform des Wahlmodus nicht machbar, zumal auch eine Gesetzesreform damit verbunden wäre. In den letzten Wochen des Wahlkampfes sind Senatoren und Deputierte kaum geneigt, für das nötige Quorum in ihren Kammern zu sorgen. Das Thema Wahlmodusreform bleibt somit der nächsten Regierung vorbehalten, wobei die künftige Zusammensetzung beider Kammern in den Sternen geschrieben steht. Angeblich bleibt die Regierungspartei mit der Mehrheit im Senat, wo nur acht Provinzen wählen. Niemand weiß jetzt, welche Zusammensetzung die künftige Deputiertenkammer haben wird, die zur Hälfte erneuert werden wird.
Die Diskussion über die künftigen Wahlzettel erübrigt sich derzeit, da die Kandidaten für Wahlämter sich bemühen müssen, die zahlreichen Wähler anzusprechen, die sich nicht für Politik und Wahlen interessieren und denen das Gerede über die Wahlscheine völlig fremd ist. Sie müssen entscheiden, welchen Kandidaten sie ihre Stimmen geben werden, ohne sich über den Wahlmodus Gedanken zu machen, ob wie jetzt mit parteibezogenen Wahlzetteln oder mit einem einzigen Wahlschein, auf dem alle Kandidaten figurieren. Gehupft wie gesprungen.
Meinung
Willkommenskultur
Von Stefan Kuhn
Das muss ein schönes Gefühl für Angela Merkel sein. Seit die Kanzlerin erklärt hatte, dass Deutschland rund 800.000 Flüchtlinge aufnehmen werde, gilt das Land weltweit als humanitäres Vorbild. Von überall kommen lobende Worte. Beim Umgang mit der griechischen Schuldenkrise gab es vor einigen Wochen noch ganz andere Töne. Damals galten die Deutschen als hartherzige Prinzipienreiter, die kein Verständnis für die Nöte des griechischen Volks haben.
Aber das kann man getrost beiseite lassen, bei der Bereitschaft zur Aufnahme der Flüchtlinge ging es weniger um das Ansehen Deutschlands in der Welt. Es war eine rationale politische Entscheidung. Die Bundesregierung, das heißt CDU und SPD, haben endlich klar Position bezogen - Position gegen den Pegida-Wahn, gegen die Proteste gegen die Unterbringung von Flüchtlingen im sächsischen Heidenau, wo sich „besorgte Bürger“ Straßenschlachten mit der Polizei lieferten. Position gegen die Brandstifter, die, ermutigt von den fremdenfeindlichen Protesten, Asylbewerberheime niederbrennen. Zuerst begab sich Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) nach Heidenau, dann Merkel, die sich dort als „Volksverräterin“ beschimpfen lassen musste. Beide hatten diesen Canossa-Gang nötig. Gabriel, weil er glaubte, mit Islam-Hassern diskutieren zu müssen. Dabei ist Verfolgungswahn ein Fall für den Psychiater. Von Merkel erwartete man schon lange ein derartiges Signal. Bisher hatte sie sich wohl aus Rücksicht auf national-konservative Wähler der CDU zurückgehalten.
Das muss sie jetzt nicht mehr. Die Stimmung hat sich radikal verändert. Bis weit hinein in konservative Kreise hat man Mitleid mit den Kriegsflüchtlingen aus Syrien, Irak und Afghanistan, will helfen und hilft. Die individuelle Hilfe für Flüchtlinge überwiegt schon lange die Zahl der Proteste gegen Asylbewerber. Innenpolitisch war der Zeitpunkt von Merkels Ankündigung äußerst günstig.
Auch außenpolitisch bringt Merkels Coup nur Vorteile. In erster Linie betrifft das natürlich den humanitären Vorbildcharakter. Der wiederum hat zur Folge, dass in anderen Staaten der Druck der Medien auf die Regierungen wächst. In Großbritannien oder Frankreich hält die Presse die nationalen Anstrengungen zur Lösung des Flüchtlingsproblems für beschämend. Diesen Effekt hätte Deutschland wohl kaum erreicht, wenn es stur auf einen gerechten Verteilungsschlüssel für die Flüchtlinge gepocht hätte. Wenn das wirtschaftlich stärkste Land der EU einen ersten Schritt macht, dann werden auch andere Länder folgen.
Deutschland ist pragmatisch mit einem nicht zu ändernden humanitären Problem umgegangen. Zehntausende von Menschen fliehen aus den Bürgerkriegsregionen in Syrien und dem Irak. In Griechenland, Mazedonien, Serbien oder in Ungarn will kaum einer bleiben. Die meisten wollen nach Deutschland. Man kann sie nur kurzfristig daran hindern. Da ist es besser, man nimmt sie gleich auf. Die Flüchtlinge aus dem Mittleren Osten sind zudem gut ausgebildet, dürften in Deutschland schnell Arbeit finden und die deutschen Sozialsysteme entlasten. Man könnte den humanitären Akt zynisch auch als Beitrag zur Sicherung der deutschen Renten bezeichnen.
Dennoch wäre es mehr als blauäugig, die Aufnahme von 800.000 Flüchtlingen nur als gelungenen politischen Coup zu bezeichnen. Die Zahl entspricht zehn Prozent der deutschen Bevölkerung. Diese Menschen brauchen Unterkunft, Verpflegung, medizinische Versorgung und viel, viel weitere Hilfe. Man muss zudem davon ausgehen, dass gut die Hälfte dauerhaft im Land bleibt. Die Frage nach der Integrationsbereitschaft, nach der Akzeptanz der in Deutschland gültigen Werte und Normen wird an Bedeutung gewinnen. In dieser Hinsicht bestehen gewaltige Defizite. Man muss die Neuankömmlinge schon früh darauf vorbereiten, was es bedeutet, in Deutschland zu leben. Dass es einklagbare Rechte gibt, die mit Religion oder Familientradition kollidieren können.
Deutschlands Entscheidung zur Aufnahme der Flüchtlinge war politisch klug, jetzt gilt es, das Versprechen umzusetzen.
Meinung
Randglossen
Im Wahlkampf scheut die Regierung keine Mittel, um die Wähler für das sogenannte Modell, das ist die Regierungspolitik der letzten zwölf Jahre, zu beeinflussen. Sogar Kinder, die nicht wählen dürfen, werden mit einem Büchlein motiviert, möglicherweise zu Hause beim Lesen oder Anschauen eines Kinderbuches daran erinnert werden, wie günstig die Regierungspolitik für die Wünsche der Kinder ist. Kleine Kinder, die das Büchlein anschauen, sollen offenbar in ihren Familien auf die Regierungspolitik aufmerksam gemacht werden. Zahllose argentinische Bürger interessiert der Wahlkampf überhaupt nicht. Ihre Kinder noch weniger. Sie spielen lieber, Politik interessiert sie noch weniger als ihre Eltern.
Kandidat Daniel Scioli, der in allen Umfragen für die Präsidentschaftswahlen führt, bisher ohne die entscheidende Mehrheit zu erreichen, wird von den Anhängern der regierungstreuen Gruppe, genannt „La Cámpora“, nicht erwähnt, als ob er Kandidat anderer Parteien wäre. Scioli ist indessen konsequent, indem er sich auf die peronistischen Gouverneure und die justizialistische Gerechtigkeitspartei stützt. Sein Kandidat für die Vizepräsidentschaft Carlos Zannini, der ihm von der Präsidentin aufoktroyiert wurde, gehört der Partei angeblich nicht an. Zannini ist seit zwölf Jahren technischer und legaler Sekretär der Präsidentin und vorher ihres verstorbenen Ehegatten Néstor Kirchner. Die Spaltung zwischen der Partei und „La Cámpora“ hindert die Regierung im Wahlkampf und kostet Stimmen.
Das ist schon schlimm. Da kommen 800.000 Asylanten nach Deutschland, nehmen den Pegidianern die Arbeitsplätze weg oder verhindern, dass Hartz IV-Empfänger einen Arbeitsplatz finden. Die Sorge ist nicht unberechtigt, denn die Flüchtlinge aus dem Mittleren Osten sind in der Regel hoch qualifiziert und haben vielfach Universitätsabschlüsse. Dadurch wären sie dem Durchschnittspegidianer deutlich überlegen. Dennoch hält sich die Gefahr in Grenzen. Sie existiert nur in den Köpfen einiger Berufsxenophoben. Asylbewerber haben nur freien Zugang zu Mangeljobs, bei allen anderen Beschäftigungen haben deutsche Arbeitslose Vorrang. Nicht die Eignung oder der IQ sind entscheidend, sondern der Pass.
Die Idee ist eigentlich gut, allerdings nur in betriebswirtschaftlicher Hinsicht. Das heißt, für ein mit Bibelvers und Kreuz versehenes Sturmgewehr gibt es in den USA sicherlich jede Menge Abnehmer. Dass diese Waffe allerdings islamistische Terroristen am Gebrauch hindern wird, ist mehr als fraglich, denn sie wird für den US-amerikanischen Binnenmarkt produziert. Es gab im laufenden Jahr 205 Mehrfachmorde in den USA, aber nur an einem war ein Muslim beteiligt. Bei dem Überangebot an Waffen in den USA muss ein Muslim nicht zur Bibelwumme greifen, wenn er denn Amok laufen will. Der Schießprügel könnte aber zur Kultwaffe für Islamisten werden. Es gibt ja angeblich nichts Schöneres, als den Gegner mit seinen eigenen Waffen zu schlagen.
Meinung
Pressestimmen: Vorbild Deutschland
Europäische Zeitungen zu Flüchtlingen
„Nach Ansicht des tschechischen Ministerpräsidenten Bohuslav Sobotka sollte alles getan werden, um zunächst die Lage in den Herkunftsländern der Flüchtlinge zu verbessern, etwa in Syrien. Das ist ein schöner, aber inhaltsleerer Gedanke. Wie soll das bitte gehen, Herr Premier? Soll man Bomben und Panzer schicken oder den syrischen Präsidenten Assad überzeugen, nicht mehr um die Macht zu kämpfen? Während die Deutschen mit Hilfe der Österreicher die konkrete finanzielle, logistische, politische und moralische Last der Aufnahme der Kriegsflüchtlinge schultern, träumen tschechische Politiker weiter vom Ende aller Kriege auf Erden.“
Hospodarske noviny (Prag)
„Wie lange halten die Deutschen das durch? Nicht allein moralisch, sondern auch finanziell? Die Aufnahme der in diesem Jahr erwarteten 800.000 Flüchtlinge wird nach neuesten Berechnungen zehn Milliarden Euro kosten. (...) Kritiker von Merkels Flüchtlingspolitik (im eigenen Land) verlangen von ihr ein überzeugendes Auftreten in Europa. Es müssen Regeln zur Verteilung der Asylbewerber auf alle EU-Mitgliedstaaten kommen. Und Europa muss dazu beitragen, die Fluchtursachen zu bekämpfen. Unterdessen bleibt Merkel bei ihrer Position. Sie nennt Deutschland ein „Land der Hoffnung und Chancen“ für Flüchtlinge. In den Ohren unwilliger EU-Partner mag das nach Jesus „Lasset die Kinder zu mir kommen“ klingen. Aber Deutschland sieht es vor allem als humanitären Aufruf, und der verdient Nachahmung.“
Trouw (Amsterdam)
„Warum wollen alle nach Deutschland, warum weckt dieses Land ähnliche Sehnsüchte wie einst Amerika? Manche Gründe sind banal: Es ist ein Land, das jeder kennt, das bevölkerungsreichste in Europa. Andere sind hoch rational: Es ist die wichtigste Wirtschaftsmacht der EU, hat die geringste Arbeitslosigkeit und einen ausgebauten Sozialstaat. (…) Dazu kommen großzügige Regelungen für Asylwerber, etwa, dass sie schon nach drei Monaten arbeiten dürfen. Zudem bewahrheitet sich ein Klischee: Das Gemeinwesen funktioniert besser als anderswo. Behörden und Helfer spielen fast reibungslos zusammen. Aber es geht um mehr. Um etwas, was bisher nur in Sonntagsreden stattgefunden hat: eine deutsche Willkommenskultur.“
Die Presse (Wien)
„Schafft Deutschland das? Das weiß natürlich niemand, aber man kann mit einer Gegenfrage antworten: Wer, wenn nicht Deutschland? Wann, wenn nicht jetzt? Für eine Krise ist der Moment ausgesprochen günstig. Die Flüchtlinge kommen, weil es Deutschland unverschämt gut geht. Die Wirtschaft ist mit Abstand die stärkste Europas. (…) Auch mental ist der Moment günstig. Selten schien Deutschland entspannter, weltoffener, großzügiger. Die neue Macht in der Mitte des Kontinents hat die Deutschen nicht arrogant, sondern auf unverkrampfte Art selbstsicher und verantwortungsbewusst gemacht.“
Tagesanzeiger (Zürich)
„Auf den Bahnhöfen von München und anderen Städten, an denen die Züge mit den Flüchtlingen ankamen, sahen wir das freundliche Gesicht Deutschlands. Mitfühlend, solidarisch, christlich. Das war keine einmalige Bewegung. Seit Monaten kümmern sich Tausende Deutsche um Immigranten. Sie ernähren und kleiden sie, lehren sie Deutsch, bilden sie in Berufen aus, betreuen die Kinder. (...) Gleichzeitig brennen Heime für Asylbewerber, zum Glück noch unbewohnte. Von Anfang des Jahres bis Juli wurden 200 Angriffe gezählt. Diese Zahl hat sich seit Juli sicher noch erhöht.“
Gazeta Wyborcza (Warschau)
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 9,355, leicht über der Vorwoche und um 9,22% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 33,49 Mrd. gegen u$s 33,56 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09.15 bei $ 9,43, zum 30.12.15 bei $ 9,89 und zum 31.03.16 bei 10,59. Der Terminkurs per Ende August 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 28,94%. Der Umfang der Rofex-Verträge nahm in letzter Zeit stark zu, wobei auch die ZB mehr Dollar auf Termin verkaufte, um den Kurs zu drücken und die Abwertungserwartungen abzuschwächen Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 15,55.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 3,32% und in diesem Jahr eines von 30,07%.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 36,27% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 3,42% gegenüber Ende 2014 20,23%. Boden 2015 verloren 0,10% zur Vorwoche, lagen jedoch gegenüber Ende 2014 um 7,11% im Plus Global 2017 Arg lagen mit 16,99% im Plus gegenüber Ende 2014.
***
Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 220,20 (Vorwoche $ 226,09) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 314,57 (Vorwoche $ 322,98).
***
Das Kassationsgericht (das vor einigen Jahren als zusätzliche Instanz zwischen den Berufungskammern und dem Obersten Gerichtshof eingeführt wurde), hat die Klage des Staatsanwalts abgelehnt, die das Urteil der Berufungskammer in Frage stellte, durch das Devisengeschäfte als legal erklärt wurden, die über den Kauf und Verkauf von staatlichen Dollarbonds erfolgen, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden („contado con liqui“). Somit ist der Fall endgültig entschieden. In der Tat ist der Handel mit diesen Wertpapieren sowohl in Argentinien wie in den USA legal, und die Tatsache, dass ein Zusammenhang zwischen Geschäften besteht, ist auch nicht illegal.
***
Die Handelsbörse von Rosario schätzt, dass dieses Jahr eine Million weniger Hektar Mais angebaut werden, so dass die bebaute Fläche von 4,3 auf 3,3 Mio. ha. zurückgeht. Dabei ist die Abnahme in der zentralen Maisgegend, mit etwa 35%, höher. Die Maisernte für die Periode 2015/16 wird auf 19 Mio. Tonnen geschätzt, Gleichzeitig hob die Börse die Zahl für die diesjährige Maisernte von bisher 25,8 auf 27,2 Mio. Tonnen an.
***
Das Landwirtschaftsministerium hat ermittelt, dass die Speiseölindustrie und die Exporteure bisher schon 39,64 Mio. Tonnen Sojabohne gekauft haben, 61,40% der Rekordernte dieses Jahres, die jetzt auf 61,40 Mio. Tonnen geschätzt wird, nachdem es vor einigen Wochen noch 56 Mio. Tonnen sein sollten.
***
Binnen 60 Tagen soll die Eisenbahn, die von der Provinz Salta nach Chile führt, bis zu den Häfen Antofagasta, Mejillones und Iquique, wieder in Betrieb genommen werden. Diese Eisenbahnstrecke erreicht eine Höhe von 3.900 Metern, und ist die höchste der Welt. In Argentinien wird diese Eisenbahn von der Belgrano-Frachteisenbahn („Belgrano Cargas“) betrieben, die u.a. Buenos Aires mit Salta verbindet und gegenwärtig, unter staatlicher Verwaltung mit neuen Schienen, chinesische Lokomotiven und neuen Waggons ausgestattet wird. Auf chilenischen Seite wird diese Strecke von Ferronor und zum Teil von Antofagasta Railway betrieben Dieser Eisenbahndienst soll vornehmlich für den Transport von Bergbauprodukten eingesetzt werden, die nach Asien exportiert werden.
***
Argentinien hat zwischen April und Juli 2015 Automobile für u$s 94 Mio. nach Mexiko exportiert, 85,1% mehr als im Vorjahr. Das bilaterale Abkommen, das im April 2015 unterzeichnet wurde, erklärt die Zunahme. Mit diesen Exporten wird zum Teil der Rückgang der Kfz-Exporte nach Brasilien ausgeglichen.
***
Das Institut für Fiskalstudien IARAF, geleitet von Nadin Argañaraz, wies auf die anormal hohe Steuerbelastung der selbstständig Tätigen hin. Ein Steuerzahler dieser Kategorie komme schon mit einem Monatseinkommen von $ 15.472 bei Verheirateten und $ 12.592 bei Ledigen in die höchste Stufe der Gewinnsteuer, von 35%. Das sei eine direkte Folge der geringen Anpassung des steuerfreien Minimums und der progressiven Skala an die Inflation. Dass eine Person mit einem Einkommen, dass gewiss nicht als hoch betrachtet werden kann, in die höchste Stufe der progressiven Skala gelangt, die für Personen mit hohem Einkommen gedacht ist, ist anormal. Eine Million selbstständig Tätige, die Ende der 90er Jahre durchschnittlich auf ihr Gesamteinkommen 15% zahlten, werden jetzt mit über 30% belastet, mehr als doppelt so viel. Die K-Steuerpolitik ist offen mittelstandsfeindlich. Bei Personen mit hohem Einkommen, die seit über zwei Jahrzehnten durchschnttlich schon über 30% zahlten, hat sich wenig geändert.
***
Um 14,4% ist laut Construya-Index der Verkauf von Baumaterialien im August im interanuellen Vergleich gestiegen. Die ersten 8 Monate lagen somit um 5,2% über dem Vorjahr. Dieser Index wird von den wichtigsten Lieferanten von Produkten für die Bauwirtschaft aufgestellt. Die starke Zunahme ist vorwiegend auf das Kreditprogramm Pro.Cre.Ar. zurückzuführen, das den Wohnungsbau stark angeregt hat.
***
Der inländische Weinkonsum ist im Zeitraum Januar-Juli gegenüber dem Vorjahr um 6,2% auf 5,8 Mio. Hektolitern gestiegen. Wie das Beratungsbüro IES weiter berichtet, handelt es sich um eine deutliche Verbrauchssteigung gegenüber dem Rückgang von 4% vom vergangenen Jahr. Grund sei das Überangebot auf dem heimischen Markt, das die Preise nach unten drückt. Der Weinkonsum liegt dennoch in Argentinien auf einem sehr niedrigen Niveau. Vor drei Jahrzehnten lag der Weinkonsum pro Kopf noch bei ca. 80 Liter, während es 2014 nur 24 waren. Der gewöhnliche Wein wurde durch Bier und alkoholfreie Getränke ersetzt. Qualitätsweine waren davon weniger betroffen.
***
Die Argentinier bevorzugen zur Zeit einen Auslandsurlaub. Nicht zuletzt auch durch die Möglichkeit, Flugtickets und Hotels in monatlichen, zinslosen Raten zu bezahlen, lag im Winterurlaubsmonat Juli die Anzahl der Menschen, die ins Ausland verrreisten, um 24,3% höher als im gleichen Vorjahresmonat. Mit u$s 308,3 Mio. wurde 34% mehr als 2014 ausgegeben. Es handelt sich um den bislang höchsten Wert seit Jahresanfang. Nichts spricht gegen eine Tendenzumkehr bis zum Beginn der Sommerferien und darüber hinaus, hört man aus der Reisebranche.
***
Bei der Ausschreibung von Lebac vom Dienstag erhielt die ZB Offerten in Höhe von $ 12,75 Mrd., von denen $ 12,45 Mrd. angenommen wurden. Gleichzeitig wurden bestehende Lebac für $ 10,60 Mrd. amortisiert, so dass ein kontraktiver Saldo von $ 1,85 Mrd. verblieb. Für Lebac auf 84 Tage wurde ein Zinssatz von 25,82%, bei 112 Tagen einer von 26,25% und bei längeren Fristen jeweils mehr gezahlt, bis zu 28,2% für 252 Tage. Ausserdem brachte die ZB Lebac in Dollar für u$s 275 Mio. unter, die je nach Frist zu 3,75% und 4,2% verzinst wurden.
***
Innen- und Transportminister Florencio Randazzo besuchte am Dienstag die Lokomotivenfabrik CRRC in China, wo ihm die erste der hundert Lokomotiven gezeigt wurde, die Argentinien gemäss eines Abkommens von 2013 bestellt hat. Randazzo erklärte, mit diesen Lokomotiven, die für die Frachteisenbahnen eingesetzt werden, die Transportkosten von Waren aus dem Landesinneren um bis zu 70% sinken würden. Gegenwärtig entfällt nur 5% bis 7% des internen Warentransportes auf die Eisenbahn.
***
Die Forstwirtschaft wird mit einer Subvention gefördert, die theoretisch den grössten Teil der Kosten der Aufforstung deckt. Dieses System wurde 1978 eingefúhrt, wobei damals der seit 1956 geltende Abzug der in Aufforstung investierten Beträge von der Gewinnsteuer abgeschafft wurde, weil dies schwer zu kontrollieren war, zu einer hohen Steuerhinterziehung führte, und grundsätzlich nur diejenigen (grossen) Forstunternehmer begünstigte, die die Gewinnsteuer zahlten. Das neue System bevorzugt indessen kleine Landwirte, die geringe Flächen aufforsten, und wird ausserdem gut kontrolliert. Der Verband der Forstwirtschaft AFOA weist jetzt darauf hin, dass die zugesagten Subventionen nicht ausgezahlt werden. Während auf der einen Seite Aufforstungspläne angenommen wurden, die dieses Jahr Subventionen von $ 300 Mio. beanspruchen, zahlt die Regierung nur $ 100 Mio. aus.
***
Seit 2012 treten die Investitionen im Bereich der Errichtung von neuen Fabriken auf der Stelle. Wie der Industrierverband UIA in ihrem Monatsbericht schreibt, konnte erst im vergangenen Juni nach 23 hintereinander folgenden Monaten eine kleine Besserung von 2,4% festgestelt werden. Aus dem Bericht geht ebenfalls hervor, dass die letzte Investitionsspitze im Jahr 2011 mit 22,7% des BIP festgestellt werden konnte.
***
Der argentinischen Regierung stehen u$s 2,4 Mrd. für Investitionen im Eisenbahnnetz zur Verfügung. Das geht aus der Absichtserklärung zwischen der Regierung und dem chinesischen Unternehmen China Machinery Engineering Coporation (CMEC) hervor, die von Innen- und Transportminister Florencio Randazzo in Peking unterschrieben wurde.
***
In der Zentralbank wurden die zwei abgesetzen Direktoren, Waldo Farías und Santiago Carnero, unmittelbar ersetzt. Es handelt sich um Juan Miguel Cuattromo, der Wirtschaftsminister Axel Kiciloff nahe steht, und um Flavia Marrodán, eine Vetrauensperson von Zentralbankspräsident Alejandro Vanoli. Ob diese Direktoren dann nach dem 10. Dezember im Amt verbleiben, ist auch wenn Scioli Präsident wird, fraglich.
***
Eine neue Regelung, die ab Monatsende in Kraft treten soll, sieht vor, dass alle Lebensmittelunternehmen, Kosmetikfirmen und medizinischen Labors, die ihre Kunden mit Werbung ansprechen, demnächst eine eidesstattliche Erklärung vorlegen müssen. Davon betroffen sind alle Firmen, die sich den Kontrollen der Verwaltung für Medikamenten, Lebensmitteln und medizinische Technologie (Anmat) unterwerfen müssen. Die Unternehmen müssen erklären, was genau beworben werden soll, welche Agentur für die Werbung zuständig ist und über welche Medien die Werbung verbreitet wird. Das ist eine direkte Einmischung in Entscheidungen, die den Unternehmern zustehen, und nicht der Regierung. Welchen Zweck diese burokratische Massnahmen verfolgt, wurde nicht erklärt. Offensichtlich besteht bei den zuständigen Staatsbeamten die Meinung, dass die Unternehmen ihr Kunden mit der Werbung betrügen und das die Kunden allgemein nicht voll zurechnungsfähig sind.
***
Im Juli 2015 wurden in der Stadt Buenos Aires 4.082 Immobilien übertragen, 31,1% mehr als im gleichen Vorjahresmonat und 21,3% mehr als im Juni 2015, teilt der Verband der Notare mit. Der Gesamtwert belief sich auf $ 3,96 Mrd., 51% über Juli des Vorjahres und 1,9% unter Juni 2015. Bei diesen Geschäften treten zunehmend Drogenhändler als Käufer auf, die mit CEDIN-Zertikaten kaufen und auf diese Weise ihr schwarzes Geld weisswaschen.
***
Im August erzeugten die lokalen Kfz-Fabriken insgesamt 49.048 Automobile, Lastwagen und Nutzfahrzeuge, 7,1% mehr als im Vorjahr und 8,4% mehr als im Juli, teilt der Verband Adefa mit. In den ersten 8 Monaten 2015 lag die Produktion mit 364.574 Einheiten um 9,7% unter dem Vorjahr. Die Lieferungen an die Agenturen betrugen 59.592 Einheiten, 16,6% mehr als im Vorjahr und 6% mehr als im Juli 2015. In 8 Monaten 2015 wurden 404.722 Kfz geliefert,1% weniger als im Vorjahr. Der Export ging im August interanuell um 22,2,% und gegenüber Juli um 2,1% auf 21.355 Kfz zurück. In 8 Monaten 2015 wurden 175.478 Kfz exportiert, 21,3% weniger als im Vorjahr. Der Export richtet sich fast ganz nach Brasilien und wird global mit Importen aus jenem Land ausgeglichen.
***
Der Staat hat am Donnerstag der Vorwoche Bonac-Bonds für $ 5,33 Mrd. untergebracht, weit mehr als die $ 3 Mrd., die zunächst vorgesehen waren. Der Zinssatz liegt nominell bei durchschnittlich 26,5%. Da jedoch die angenommenen Offerten bei $ 104 bis $ 106 pro Bonds von $ 100 lagen, ergibt sich eine effektive Rentabilität von 30%, da 4 bis 6 Punkte zum Zinssatz hinzukommen. Diese Papiere verfallen im Juli und September 2016.
***
Ende der Vorwoche hat die Regierung zwei ZB-Direktoren abgesetzt, die gegen den Beschluss des Direktoriums gestimmt hatten, zwei Geschäftsführern der Bank HSBC die Genehmigung zu entziehen, als solche tätig zu sein. Es handelt sich um eine Strafe für eine angebliche Beteiligung der lokalen Filiale an der Eröffnung von Konten bei der Schweizer Filiale der Bank von Personen, die in Argentinien wohnhaft sind. Es ist jedoch keineswegs klar, ob und wie weit die lokalen Beamten der Bank für das Bestehen schwarzer Konten in der Schweiz verantwortlich sind. Die zwei Direktoren, um die es hier geht, sind Waldo José Farías und Santiago Carnero, beide aus Santa Cruz.
***
Der Oberste Gerichtshof hat ein Gesetz der Provinz Misiones als verfassungswidrig erklärt, das bestimmt, dass die gesamte Produktion von Yerba Mate der Provinz in dieser verpackt werden muss. Kläger war die Firma „Las Marías“, die Yerba Mate in Corrientes erzeugt und dort auch solche von Misiones verpackt.
***
Die Regierung der Provinz Santa Fé hat dem provinziellen Kongress ein Gesetzesprojekt zukommen lassen, durch das das Unternehmen „Santa Fé Gas y Energías Renovables“ geschaffen wird, das sich vornehmlich mit dem Gastransport und -vertrieb in der Provinz befassen soll. Es handelt sich dabei um eine AG mit mehrheitlicher Beteiligung des Provinzstaates, aber auch als Minderheitsaktionäre, der Gemeinden und Genossenschaften.
***
Wirtschaftsminister Axel Kicillof kündigte am Donnerstag der Vorwoche die Schaffung eines Rates für kleine und mittlere Unternehmen (Pymes) und auch ein Programm für neue produktive Kanäle für regionale Produkte an. Ausserdem wurde die Schaffung eines Amtes im Handelsskretariat angekündigt, das sich mit der Verteidigung kleiner und mittlerer Unternehmen gegenüber Grossunternehmen befassen soll. Kicillof erklärte, die „Pymes“ erlitten oft Schaden durch das Vorgehen grosser Unternehmen, die faktisch eine stärkere Verhandlungsposition hätten, wobei die Kleinunternehmen auch in der Verbänden kaum vertreten seien. In der Praxis ist es jedoch für den Staat schwierig, an einer Verhandlung unter Privatunternehmen teilzunehmen, ohne dabei Verzerrungen und Störungen zu verursachen.
***
Der landesweite Verbrauch von alkoholfreien Getränken lag im ersten Halbjahr 2015 um 1,7% über dem Vorjahr, und der Konsum erreichte 118,7 Liter pro Kopf, berichtet der Verband der Branche. 23% dieser Getränke sind „light“, also ohne Zucker. 51% des Konsums entfällt auf Coca Cola und analoge Getränke, 33% auf Getränke auf Grundlage von Zitrone und Lima, 14% auf Orangensaft, 6% auf Grape Fruit-Getränke und 5% auf andere.
***
Die Geldmenge, gemessen als „monetäre Basis“ (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 28.8.15 um 36,22%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten in Händen des Publikums plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 33,06% zu. Die gesamten Bankdepositen stiegen zum 28.8.15 um 33,21% auf $ 1,14 Bio. (bei einer Zunahme der Fristdepositen um 37,92%), und die gesamten Bankkredite nahmen um 36,11% auf $ 728,72 Mrd. zu.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Standard & Poor´s, die finanzielle Risiken von Staaten qualifiziert, hat die Note für Brasilien von BBB- auf BB+ herabgesetzt, was bedeutet, dass Brasilien nicht mehr den sogenannten „Investmentgrade“ hat, der US-Investment-Fonds gestattet, Staatspapiere eines Landes zu halten.
***
In Brasilien ist die Industrieproduktion im Staat Sao Paulo im Juli 2015 gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 12% und im Staat Rio de Janeiro um 8,3% zurückgegangen, teilt das statische Amt mit. Auch in anderen Staaten traten ähnliche Rückgänge ein.
***
Obwohl die brasilianische Währung, der Real, in einem Jahr gegenüber dem Dollar um fast 40% abgewertet wurde, fand kein Ansturm auf Devisen statt, so dass die ZB weiter ein grosses Devisenpolster aufweisen kann, mit ZB-Reserven von u$s 370 Mrd. Die Bevölkerung hat in Brasilien eine ganz andere Verhaltensweise als in Argentinien, und die Preise von Immobilien und vielen Gütern werden nicht in Dollar festgesetzt, wie in Argentinien. Die ZB hat sich bemüht, dass der Zinssatz für Bankdepositen über der internen Inflationsrate liegt. Gegenwärtig sind es bei Fristdepositen 13,25%, bei einer Zunahme der Konsumentenpreise von jährlich 9%.
***
Die Stilllegung vieler Bausstellen in Brasilien hat in den vergangenen Monaten zu Massenentlassungen in der Baubranche geführt. Eine Begutachtung der Lage durch die Kommission für öffentliche Bauarbeiten (COP) der brasilianischen Kammer der Bauindustrie (CBIC) unter seinen Mitgliedern ergab, dass 68% der Baumaßnahmen nur schleppend oder gar nicht mehr vorangehen. Dabei erstrecken sich die 52 Maßnahmen der Regierung auf alle Bereiche, von Restauration bis Straßenpflasterung, über Brückenaufbereitung, Ausbau von Schienen, Bau von öffentlichen Gebäuden, Schulen und Grundsanierungsmaßnahmen. Die Folgen der Wirtschaftskrise haben eine so gewaltige Geschwindigkeit aufgenommen, dass sie die Branche ohne Zielrichtung darstehen lässt. Zwischen dem vergangenen Jahr bis heute wurde ein Drittel der Arbeitskräfte entlassen. 700.000 Arbeiter haben ihren Job verloren. Die Aussichten sehen derzeit nicht gut aus. (Brazil News)
***
Geschäftsnachrichten
Nidera
Diese Gesellschaft, die zu den grossen internationalen Händlern von Getreide, Ölsaat und auch Speiseöl und Sojamehl gehört, weihte in Puerto General San Martín (Provinz Santa Fe), am Paraná-Fluss, den zweiten eigenen Dock ein. Vorgesehen sei, das eigene Terminal zu nutzen, um 570.000 t Soja und Sonnenblume für einen Wert von u$s 380 Mio. zu exportieren. Eine chineische Firma hat unlängst einen grossen Anteil an Nidera übernommen.
Los Grobo
Dieses Unternehmen, kontrolliert von Gustavo Grobocopatel, hat ein Beratungsvertrag mit der kolumbianischen Regierung über u$s 4 Mio. abgeschlossen. Dabei geht es um die landwirtschaftliche Nutzung von Regionen, die bislang wegen der Präsenz der Guerrilla nicht genutzt werden konnten. Los Grobo hat viel Erfahrung auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen Technologie, hat die Firma doch in vergangenen Jahren weit über 100.000 ha Land in Argentinien und Brasilien im Rahmen sogenannter „pools“ verwaltet.
Renault
Diese französische staatliche Kfz-Firma hat in Paris die Aufnahme der Produktion eines neuen Modells eines Nutzfahrzeuges „Pick up“ angekündigt, das in der Fabrik in Córdoba, Argentinien, erzeugt werden und in etwa zwei Jahren auf den Markt kommen soll. Dieses Fahrzeug wird in Verbindung mit der japanischen Nissan und auch der deutschen Mercedes Benz erzeugt. Diese „Pick up“ soll weltweit verkauft werden, wobei jedoch die wichtigsten Märkte laut Angaben von Ashwani Gupta, Leiter der Abteilung für Nutzfahrzeuge, Argentinien, Brasilien und Marocco seien.
SkyAirline
Dieses chilenische Luftfahrtunternehmen, kontrolliert von Holger Paulmann, Bruder von Horst Paulmann, der den Cencosud-Konzern kontrolliert, will den Luftverkehr zwischen Chile und Argentinien durch das „low cost-Modell“ ausbauen, das in Europa sehr verbreitet ist, bei dem die Tarife unter den normalen liegen. Das bedeutet auch billigere Dienste an Bord, und nur Bezahlung derjenigen, die effektiv beansprucht werden. Die Erfahrung zeigt, dass die meisten Passagiere bei kurzen Flügen auf eine Mahlzeit verzichten, und dass viele ohne Gepäck reisen, ausser dem, das sie mit sich tragen.
YPF
Der Vorsitzende von YPF, Miguel Galuccio unerzeichnete am Freitag der Vorwoche mit dem Leiter der russischen Gazprom, Alexei Miller, anlässlich des Forums „Eastern Economics“ in Vladivostok, ein Absichstabkommen, bei dem es um gemeinsame Investitionen zur Gasförderung in Argentinien geht. Das konkrete Abkommen über die Investitionen ist für den 1. März 2016 vorgesehen. Dann soll bekanntgegeben werden, wie viel Gazprom investiert, und um welches Gebiet es sich handelt. Grundsätzlich soll es um einen Teil des Schiefergasvorkommens Vaca Muerta gehen. Bei der Unterzeichnung des Abkommens war auch der russische Präsident Vladimir Putin anwesend. Gazprom ist in Russland der einzige Produzent und Exporteur von verflüssigtem Gas, und verfügt auch über Gasleitungen von 161.000 km.
Aerolineas Argentinas & Sol Lineas Aereas
Diese beiden Luftfahrtunternehmen haben eine Zusammenarbeit auf dem Binnenmarkt vereinbart, die darin besteht, dass Sol den Transport von Passagieren ab bestimmten Flughäfen in kleinere Orte übernimmt. Zu diesem Zweck wird Sol die Flotte durch Eingliederung neuer Flugzeuge CRJ 200, von 50 Plätzen, erweitern.
Farmacity
Diese bedeutende Apothekenkette der Bundeshauptstadt, hat die ersten zwei Lokale ihrer neuen Kette, genannt „Simplicity“ in Betrieb genommen, eines in Acoyte und Rivadavia, und das andere in Corrientes und Scalabrini Ortiz. In diesen Geschäften werden keine Medikamente verkauft, sondern nur Kosmetikprodukte. Simplicity zählt schon mit 12 Lokalen in der Umgebung der Bundeshauptstadt, wo Farmaciy wegen der geltenden Regulierung, die die bestehenden Apotheken schützt, nicht zugelassen ist. Die Folge ist, dass Medikamente in der Provinz teurer als in der Stadt Buenos Aires sind.
Wirtschaftsübersicht
Eine irrationale Industriepolitik ohne Gesamtkonzept
Präsidentin Cristina Kirchner, auch Wirtschaftsminister Axel Kicillof und viele andere hohe Regierungsmitglieder sind davon überzeugt, dass die Industrie den Kern der wirtschaftlichen Entwicklung darstellt. Dabei werden Landwirtschaft, Bergbau und die Dienstleistungen bei Seite gelassen, obwohl der Aufschwung, der bis 2012 erreicht wurde, besonders auf diese Bereiche zurückzuführen ist. Ohne die hohen Ernten und die hohen Preise für argentinische Exportcommodities, die bis vor zwei Jahren bestanden, und ohne die neuen Dienstleistungen auf dem Gebiet der Computer-Technologie, die allgemein die Effizienz der Wirtschaft erhöht hat, hätte die Industrie sich nicht so günstig entwickeln können.
Argentinien hatte schon vor zwei und drei Jahrhunderten Industrie. In der Kolonialzeit und auch danach gab es allerlei primitive Tätigkeiten, die dann zugrunde gingen, als sich Argentinien in die Welt eingliederte und landwirtschaftliche Produkte zunehmend exportierte. Maschinell erzeugte Stoffe waren eben billiger und viel besser als die, die in primitiven Webstühlen im Nordwesten des Landes erzeugt wurden. Doch schon im 19. Jahrhundert entstanden Industriebetriebe, die Maschinen für die Landwirtschaft erzeugten, vornehmlich für Aussaat und Ernte von Getreide. Gelegentlich wurden diese Produkte sogar exportiert. In Mendoza wurden Weinkellereien eingerichtet, in Tucumán Zuckerfabriken, u.s.w. Sukzessive wurden viele Industriebetriebe geschaffen, wobei die Krise der 30er Jahre und der zweite Weltkrieg der Industrie, die Importe ersetzte, grossen Auftrieb verliehen. Später entstanden dann Stahlwerke, Zelullose- und Papierfabriken, und ab 1959, unter Präsident Frondizi, wurden mehrere Kfz- und Traktorenfabriken errichtet. Unter der Militärregierung (1976 bis 1983) erlebten die Petrochemie, die Stahlproduktion, die Produktion von Zellulose und Papier einen grossen Aufschwung, wobei noch zahlreiche Industriebetriebe hinzukommen, die im Rahmen der grosszügigen Industrieförderung, die damals bestand, im Landesinneren entstanden. Auch unter Menem erhielt die Industrie einen grossen Impuls, zum Teil auch infolge von Privatisierungen. Petrochemie und Stahl wurden stark ausgebaut, die Kfz-Industrie wurde vollständig neu gestaltet und erweitert, auch mit neuen Fabriken, es entstanden auch sonst viele Betriebe, und bestehende wurden modernisiert.
Dass dabei auch Industriebetriebe aufgeben mussten, ist eine Begleiterscheinung des Aufschwungs. Das nennt man in der Wirtschaftstheorie „kreative Zerstörung“, die bei stärkerem Wachstum höher ist, was paradox erscheint und allgemein schwer verständlich ist. Gewiss hätten einige Unternehmen dabei gerettet werden können, aber das sind Ausnahmen. Auf alle Fälle hat die grundlegende Reform der Konkursgesetzgebung des Jahres 1994 erlaubt, viele Unternehmen in Krisensituationen zu retten. Das Bild, das die Kirchner-Regierungen von der Menem-Regierung auf diesem Gebiet vermitteln, ist eine grosse Lüge. Dass Minister Kicillof von einer „liberalen Atomexplosion“ in jenen Jahren spricht, ist ein unverantwortlicher Blödsinn, der dem Minister als Wirtschaftler ein schlechtes Zeugnis ausstellt. Dass die Industrialisierung erst unter den Kirchners einen grossen Impuls erhielt, entspricht einfach nicht den Tatsachen. Die Gesamtinvestition der Industrie war in dieser Periode viel geringer als in den 90er Jahren.
Gewiss ist die Industrieproduktion in den letzten 12 Jahren stark gestiegen, genau genommen bis 2012, wenn man die tiefe Krise von 2001/02 als Ausgangspunkt nimmt. Das erforderte jedoch zunächst keine Investitionen, sondern nur den vollen Einsatz bestehender Kapazitäten, die in entscheidende Fällen unter Menem stark ausgebaut und modernisiert worden waren. Danach gab es zahlreiche Einzelinvestitionen, die in vielen Fällen durch den technologischen Fortschritt bedingt waren. Dieser war in vielen Fällen so gewaltig, dass die Industrieunternehmer auf neue Maschinen übergehen mussten, um weiter bestehen zu können.
Doch daneben haben die K-Regierungen auch viel Unfug angerichtet. Die Förderung von Montagefabriken für elektronische Produkte, wie Laptops und Mobiltelefone, in Tierra del Fuego ist absurd. Dadurch werden die Produkte, um die es geht, künstlich verteuert, der Staat verliert Steuereinnahmen, und es entsteht eine Starrheit bei Importen, die in Zeiten einer Zahlungsbilanzkrise, wie der gegenwärtigen, ein Riesenproblem darstellt. Die Möglichkeit, dabei von Montage auf echte Industrie überzugehen, ist beschränkt, weil die einzelnen Teile in China, Indien oder sonstwo in Riesenserien erzeugt werden und eine lokale Produktion, die unvermeidlich gering wäre, mehr als doppelt so hohe Kosten haben würde. Das Beschäftigungsproblem hätte gewiss auf andere Weise viel billiger und besser gelöst werden können. Ebenfalls bietet Feuerland gute Bedingungen für andere Industrien. In den 90er Jahren wollte sich eine US-Firma dort niederlassen, um das Holz der Lenga-Bäume für die Herstellung von Holzplatten zur Verkleidung von Brettern aus Pressholz herzustellen. Dagegen sträubten sich Umweltaktivisten, und die Initiative wurde aufgegeben, obwohl es ein wirklich gutes Projekt war, das keine Subventionen erforderte, bei dem ausserdem abgeholzte Bäume sofort durch neue ersetzt wurden.
Argentinien bräuchte unmittelbar eine neue Erdölraffinerie, oder eine Erweiterung der bestehenden, um zu vermeiden, dass weiter Rohöl exportiert und Benzin und Dieselöl importiert wird, was unnötige Transportkosten verursacht. Ebenfalls haben Industrien Sinn, die Holz verarbeiten. Es gibt keine vernünftige Erklärung dafür, dass in Uruguay im letzten Jahrzehnt zwei grosse Zellulosefabriken errichtet wurden, von denen eine mehr Zellstoff erzeugt, als alle in Argentinien bestehenden Fabriken zusammen, und in Argentinien keine. Denn Argentinien erzeugt unverhältnismässig mehr Holz als Uruguay und beliefert auch die Zellstoffabriken des Nachbarlandes.
Die Industrie benötigt allgemein zunächst einen höheren Wechselkurs, dann freien Import für Rohstoffe, Zubehörteile und Maschinen, eine geringere Steuerbelastung und ein System, das Investitionen fördert, Zugang zum Kapitalmarkt, hier und im Ausland, Kredite von lokalen und ausländischen Banken, eine gute Infrastruktur (mit niedrigen Transportkosten) und schliesslich auch eine flexible Arbeitsgesetzgebung. All das gibt es unter den Kirchner-Regierungen nicht. Die weichen Kredite, die im Rahmen des Bicentenario-Planes gewährt werden, haben eine beschränkte Wirkung, ebenso wie bestimmte sonst geförderte industrielle Investitionen, die CFK in ihren Rundfunkreden einzeln erwähnt. Dass CFK letzte Woche eine neue Kaugummifabrik als grosse Leistung hervorgehoben hat, zeugt von Unverständnis der Industrieproblematik, weil der Fall unbedeutend ist. Sie sagte dann, die lokale Produktion werde einen Import von u$s 10 Mio. jährlich ersetzen. Das stimmt nicht; es wird, zum Glück, nicht entfernt so viel Kaugummi konsumiert. CFK wurde schlecht informiert, und sie hat den Blödsinn einfach geschluckt.
Tatsache ist, dass die Industrie seit über drei Jahren gesamthaft stagniert, mit wenigen Ausnahmen, wie jetzt bei der Erzeugung von dauerhaften Konsumgütern, deren Absatz durch weiche Kredite (Ahora 12) gefördert wird. CFK weist stets auf die Zunahme der Industrieproduktion ab 2003 hin, und gelangt dabei auf eine Zunahme von 83%. Handelssekretär Augusto Costa gab fast zeitgleich für die gleiche Periode eine Zunahme von 72% an. Wer hat recht? Effektiv fand bis Ende 2011 eine starke Erhöhung statt, zunächst auf der Grundlage schon vorhandener Kapazitäten, die in viele Fällen in den 90er Jahren stark ausgebaut worden waren, und dann durch kleine zusätzliche Investitionen, bei denen die technologische Revolution zum Ausdruck kam. Doch das ist eben zu Ende gegangen, und jetzt muss eine neue Grundlage für das industrielle Wachstum gefunden werden, die die Regierung nicht hat. Der offizielle Index der Industrieproduktion weist in den letzten Jahren einen Rückgang auf, auch wenn es dabei Wellen gibt. Héctor Mendez, Präsident des Spitzenverbandes der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“, wies darauf hin, dass die Industrieproduktion gegenwärtig um 4,5% unter 2011 liege. Die Industrieunternehmer wollen Lösungen haben, und nicht eine Verleugnung des Problems, wie sie diese Regierung systematisch betreibt.
Wirtschaftsübersicht
Das Kohlenbergwerk in Rio Turbio mit einem neuen Kraftwerk
Die Initiative zur Ausbeutung von Braunkohle in Rio Turbio, am südwestlichen Zipfel der Provinz Santa Cruz, kam zur Zeit des zweiten Weltkrieges auf, als der Import von Kohle aus Grossbritannien unterbrochen wurde. Damals wurde in Argentinien viel Kohle für Wärmekraftwerke und Haushalte (in Form von Koks) eingesetzt. Doch nach dem Krieg ging der Energiekonsum in Argentinien immer mehr auf Gas, Erdölprodukte und Wasserkraft über, und die Kohle von Rio Turbio hatte Absatzschwierigkeiten, da sie aus Qualitätsgründen auch nicht für Hochöfen geeignet war, von denen der erste bei der staatlichen Somisa (heute Siderar) 1961 in Betrieb genommen wurde.
Der Preis dieser minderwertigen Kohle deckt die Kosten nicht entfernt, nicht einmal die direkten Kosten, was bedeutet, dass bei höherer Produktion auch das Defizit steigt. Das Bergwerk hätte somit geschlossen werden sollen; doch diese Entscheidung war politisch schwierig und wurde von keiner Regierung getroffen. Es wurden viele Alternativen studiert, u.a. auch die Kohle direkt an einen Hafen am Pazifik zu befördern und in Chile für ein schon vorhandenes Wärmekraftwerk einzusetzen. Schliesslich übergab Menem das Bergwerk in Konzession einem Privatunternehmer, Sergio Taselli, mit einem festen Betrag als jährliche Subvention. Das führte dazu, dass dieser Unternehmer die Belegschaft stark verringerte (wobei er und nicht die Regierung die politischen Kosten trug) und die Kohlenförderung senkte, um mit der Subvention auszukommen. Das war richtig, weil dadurch das Problem sukzessive stark verringert wurde, mit weniger Produktion und einem viel geringeren Subventionsbedarf.
Allein, dann kam Néstor Kirchner als Präsident, der aus Santa Cruz stammte, dem dies nicht gefiel. Somit beendete er die Konzession, und der Staat übernahm das Werk, was sofort mit einer starken Zunahme der Belegschaft und des Subventionsbetrages einher ging. Das staatliche Kohlenunternehmen YCRT (Yacimientos Carboníferos Rio Turbio) erhält dieses Jahr laut Haushaltsgesetz leicht über $ 3 Mrd., fast $ 1 Mrd. mehr als 2014. 2004 zählte YCRT 1.200 Arbeitnehmer und heute sind es 2.900. Und schliesslich kam NK auf die Schnapsidee, dort eine Wärmekraftwerk zu errichten, um die Kohle vor Ort einzusetzen und dann Strom statt Kohle zu liefern. Und CFK führte dies effektiv durch. Das war auf alle Fälle eine gigantische Fehlinvestition, weil von vorne herein feststand, dass die Stromkosten, einschliesslich der Transportkosten bis zum Konsumort, weit über dem normalen Strompreis liegen würden, nicht zu reden vom politisch niedrigen Preis, der gegenwärtig in der Bundeshaupstadt und Umgebung besteht.
Am Freitag der Vorwoche, 7 Jahre nach Beginn des Projektes, weihte CFK die erste von zwei Turbinen des Kraftwerkes ein, mit einer langen Rede, in der sie dies als einen phantastischen Erfolg hinstellte und allerlei eigenartige Behauptungen von sich gab, jedoch das wirtschaftliche Problem völlig bei Seite liess.
Das Kraftwerk hat insgesamt, mit allem drum und dran, laut offiziellen Zahlen u$s 1,93 Mrd. gekostet, von denen u$s 754 Mio. auf das eigentliche Kraftwerk entfallen und der Rest auf das Kohlebergwerk u.a. Zusatzinvestitionen. Ob der jetzt genannte Betrag auch die Kosten enthält, die für den Einsatz der zweiten Turbine noch fehlen, wurde nicht bekanntgegeben. Die Kosten der Investitionen wurden vom nationalen Schatzamt getragen, jedoch zum Teil durch einen Kredit für die Turbinen finanziert, den schliesslich auch das Schatzamt wird zahlen müssen, das in Zukunft noch für den Betriebsverlust des Kraftwerkes wird aufkommen müssen. Auch hier haben die Kirchners unnötige zusätzliche Staatsausgaben geschaffen.
Zunächst beträgt die Kapazität 120 MW, und mit der zweiten Turbine, die im Dezember eingesetzt werden soll, sollen es dann 240 MW sein. Die gleiche Kapazität und noch mehr hätte u.a. mit dem Wasserkraftwerk Aña Cuá (an einem Seitenarm des Paraná, bei Yacyretá) mit viel weniger Geld geschaffen werden können, wobei die Stromkosten hier unverhältnismässig niedriger als in Rio Turbio wären. Mit dem Kraftwerk in Rio Turbio soll angeblich der gesamte Strombedarf der Provinz Santa Cruz gedeckt werden, wobei noch Strom übrig bleibt. Doch die Provinz soll auch in naher Zukunft Strom aus den zwei grossen Wasserkraftwerken am Fluss Santa Cruz erhalten, so dass der Strom des Kraftwerkes von Rio Turbio schliesslich weitergeleitet werden muss, voraussichtlich bis zur Bundeshauptstadt. Und das kostet viel, u.a. weil bei einer so weiten Entfernung etwa 30% des Stromes verloren geht. Ausserdem: eine so windige Provinz wie Santa Cruz ist besonders geeignet für Strom aus Windanlagen, die auch den Vorteil haben, dass sie gemäss Bedarf gestreut werden können, so dass keine Stromfernleitung notwendig ist. Ausserdem sind sie umweltfreundlich.
CFK sprach von „alternativen Energien“ und schloss dabei die Kohle mit ein. Doch dieser Begriff umfasst alles, was nicht auf fossilen Brennstoffen beruht, und streng genommen auch nicht Wasserkraftwerke und Kernkraftwerke. Alternative Energie wird mit Windstromanlagen, geothermischen Anlagen, direkter Nutzung der Sonnenenergie, Meeranlagen und eventuell noch sonstwas gewonnen. Es geht weltweit besonders darum, den Ausstoss an Kohlendioxyd zu verringern, der beim Einsatz von Kohle sehr hoch ist und zur Erwärmung des Planeten Erde beiträgt.
Obwohl im Kohlenbergwerk von Rio Turbio schon u$s 1,07 Mio. investiert wurden, um vier neue Abbaufronten zu errichten und auch acht Maschinen für die Ausgrabung von Tunnels eingesetzt wurden, liegt die Kohlproduktion gegenwärtig bei 19.000 t monatlich, 16% des Bedarfs des neuen Kraftwerkes. Das Kraftwerk benötigt schliesslich, wenn es bei voller Kapazitätsauslastung tätig ist, laut CFK 1,2 Mio. Tonnen Kohle, doch das Bergwerk erzeugt gegenwärtig nur etwas über 200.000 t. Deshalb soll das Kraftwerk zunächst auch mit Gas gespeist werden, zu welchem Zweck eine Gasleitung errichtet werden musste. Die argentinische Gasförderung reicht gegenwärtig nicht aus, um den Bedarf zu decken, so dass auch Gas aus Bolivien und teures verflüssigtes Gas per Schiff aus anderen Ländern importiert werden muss, um den Bedarf zu decken. Die Verwendung von Gas für dieses Kraftwerk erhöht somit das Defizit und den Importbedarf, der Devisen kostet.
CFK äusserte zu diesem Punkt eine neue Phantasie. Sie setzte das Ziel auf, die Kohlenförderung auf 2 Mio. t zu erhöhen, von denen dann 800.000 t exportiert werden sollen. Das bedeutet in der Praxis, dass der Subventionsbedarf, der auf das Schatzamt zukommt, gewaltig steigen würde. Sie fügte dann hinzu, dass von den u$s 40 Mio., die angeblich beim Export herauschauen, die Hälfte an die Belegschaft ausgezahlt werden soll und die andere Hälfte für Investitionen im Bergwerk bestimmt sei. Wie die Kosten gedeckt werden, das verschwieg sie. Dieser Kohlenexport wäre auf alle Fälle ein Verlustgeschäft, so dass es keine Gewinnbeteiligung geben kann. Es ist schlimm, dass eine Präsidentin solche Dinge sagt, die weder Hand noch Fuss haben. Sie hätte zunächst erklären müssen, warum die 1,2 Mio. t Kohle, die das Kraftwerk benötigt, noch nicht erzeugt werden, nachdem das Werk für den Verbrauch dieser Kohle geplant war. Sie hätte sagen müssen, wann dies eventuell der Fall sein wird, und wie viel die Investition zu diesem Zweck darstellt. Denn es sind weitere hunderte Millionen Dollar, die zum Fenster hinausgeschmissen werden, über die der Staat gewiss nicht verfügt. Auf alle Fälle kommt diese Problem auf die neue Regierung zu, die den ganzen Fall von Null auf neu überdenken muss.